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Ein Neujahrsgruß. 


Mit dem Neujahrstage dieſes Jahres haben wir das 
vierte Jahr begonnen, in welchem die Staatẽverwaltung 
in Preußen ohne ein verfaſſungsmäßig zu Stande ge⸗ 
kommenes Staatshaushaltsgeſetz geführk wird, d. h., in 
welchem die Regierung jede Ausgabe, welche ſie für 
nothwendig hält, auf ihre eigene Verantwortung hin 
anordnet, indem ſie durch kein verfaſſungsmäßig zu 
Stande gekommenes Geſeß ermächtigt iſt, über die 
Gelder des Staates zu verfügen. Wir ſind feſt über⸗ 
zeugt, daß es wenige Perſonen im ganzen 
preußiſchen Staate giebt, welche nicht tief von 
dem ee eines ſolchen Zuſtandes durch⸗ 
drungen find, denn die Grundlage jeder Sicher⸗ 

eit des Staatsweſens bildet allein die ſtrenge 
Geſetzlichkeit, die gewiſſenhafte Beobachtung 
aller beſtehenden Geſetze, mag man ſie für gut 
und heilſam halten oder nicht, und zwar muß 
dieſe Beobachtung eine gleiche fein, ſowohl 
von unten nach oben, wie auch von oben nach 
unten. Erkennt man aber das Bedenkliche, das ein 
ſolcher Zuſtand auf die Dauer mit ſich bringen muß, 
indem er nicht nur nachtheilig auf die Finanzverwaltung 
des Staates einwirken muß, ſonderu indem er auch 
lähmend auf die ganze Entwicklung der Geſetzgebung 
einwirkt, und in allen einzelnen Zweigen der Verwal⸗ 
tung Schwierigkeiten bereitet, welche ſehr oft erſt nach 
Jahren fühlbar werden, ſo wird man gewiß den Wunſch 
nicht unterdrücken können, daß einem ſolchen Zuſtande 
recht bald ein Ende gemacht werde. Ueber die Art und 
Weiſe, wie das geſchehen kann, darüber hat das Volk 
ſchon in zwei auf einander folgenden Wahlſchlachten 
ſeine Meinung kundgegeben, und wir glauben die 
Stimme des Volkes richtig zu verſtehen, wenn wir an⸗ 
nehmen, daß es ſeine Meinung in dieſer Beziehung nicht 
geändert hat. Es will die Rechte, welche die beſchworene 


Verfaſſung ihm gegeben hat, ungeändert und ungeſchmä⸗ 
ert ſich und ſeinen Kindern erhalten, ebenſo wie es be⸗ 


reit iſt, alle Pflichten zu erfüllen, weſche die Verfaſſung 
ibm auferlegt hat. Es hat niemals mit einem Worte 


oder mit irgend einer anderen Kundgebung dahin ge⸗ 
ftrebt, dieſe Rechte, oder die Grenze, welche die Ver⸗ 
faſſung feſtſetzt, auszudehnen, und es hat niemals danach 
getrachtet, die Rechte, welche nach der Verfaſſung der 
Regierung und dem Könige zuſtehen, im allergeringſten 
u ſchmälern. „Jedem das Seine“, das ift der Wahl⸗ 
ſpruch, den unſere Könige, und von ihnen das ganze 
Volk angenommen hat, und das Volk iſt fo tief davon 
durchdrungen, daß dieſer Wahlipruch in Preußen ſtets 
zur Geltung kommen wird, daß es nicht daran zweifelt, 
daß ihm ſein verfaſſungsmäßiges Recht erhalten werde. 
Damit dies aber geſchehe, damit nicht eine kleine Partei, 
welche rückwärts blickend, Zuſtände wieder herſtellen 
möchte, die ſich längſt überlebt haben, durch ihre Rührig⸗ 
keit Macht gewinnt ihre Pläne durchzuführen, muß das 
Volk nicht nur fort und fort, fo oft es geſetzlich Gelegenheit 
dazu findet, feiner Meinunı Ausdruck geben, ſondern es 


muß, damit das Recht im Großen zu Anerkennung komme, 


auch ſtreng feſthalten an dem Recht im Kleinen. Denn 
das Recht iſt ein untrenubares Ganze, und wer das 
Recht im Kleinen nicht wahrt, der wird auch ſein Recht 
in großen Dingen nicht geltend machen können. Des⸗ 
halb iſt unſer Gruß zum neuen Jahre an unſere Leſer: 
Haltet feſt am Recht und am Geſetz, im Großen 
wie im Kleinen, ein Jeder in ſeinem Kreiſe! 


Was ein Staatsſtreich bedeutet. 


Wir erſehen aus verſchiedenen Blättern, welche unter 
dem Aushängeſchild, das gar nicht angegriffene König⸗ 
thum zu vertheidigen, dahin ſtreben, mittelalterliche Zu⸗ 
ſtände wieder bei uns einzuführen, daß unſere Haupt⸗ 
reaktionäre nicht mehr auf den ü m 8. Umſchwung 
oder auf einen Geſinnungswechſel im Volke rechnen. 
Sie haben erkannt, daß das preußiſche Volk im Ganzen 
und Großen niemals mehr nach Wunſch und Befehl der 
Reaktion wählen wird, jo lange das Geſetz und die 
Regierung ihm nur noch ein Bischen Wahlfreiheit läſſen. 
In ihrer Angſt und Noth möchten daher etliche von 
ihnen zu einem letzten verzweifelten Mittel greifen. Bald 
leiſer, bald lauter, bald mit Schmeicheln, bald mit Bange⸗ 


welche nicht me ind 
Staataſtteich! A 

Was iſt aber ein Staatsſtreich? — Nun, es ift ein 
Streich, wie das große Vorbild Ms neumodiſchen 
Reaktionäre, wie Louis Napoleon ihn am 2. Dezember 
1851 ſeinen Franzoſen gejpielt hat. 

Die Franzoſen hatten bekanntlich im a 1848 ſich 
eine republikaniſche Verfaſſung gegeben. Leichtſinniger 
Weiſe aber wählten ‚fie für die eiften vier Jahre den 
Neffen ihres großen Unterdrückers, des erſten Napoleon, 
zum Präſidenten ihrer Republik. Freilich mußte der 
Gewählte in der Nationalverſammlung folgenden Eid 
leiften: „In Gegenwart Gottes und vor dem franzöſiſchen 
Volke ſchwöre ich, der Republik treu zu bleiben und 
alle Pflichten zu erfüllen, welche mir die Verfaſſung 
auferlegt.“ Ja, er fügte noch ganz aus 119 5 
Stücken hinzu: „Die Verfaſſung, die ich ſo eben be⸗ 
ſchworen habe, ſchreibt mir meine Pflichten vor. Ich 
werde ſie als Ehrenmann erfüllen. Ich werde Jeden, 
der die Verfaſſung unſeres Landes mit geſetz⸗ 
widrigen Mitteln ändern will, als einen Feind 
des Vaterlandes betrachten.“ Aber der „Ehrenmann“ 
dachte ſchon damals daran, trotz der Verfaſſung ſich 
für immer zum Oberhaupfe des franzöſiſchen Staates 
zu machen. Da das auf geſetzmäßige Weiſe nicht 
ging, ſo brach er ſeinen Eid. Mit Waffengewalt und 
unter großem Blutvergießen, warf er am 2. Dezember 
1851 die ganze Verfaſſung über den Haufen. Ein 
Jahr ſpäter machte er ſich dann zum erblichen Kaiſer 
der Franzoſen. , 

So hatte der angebliche Ehrenmann mit bewaff- 
neter Hand eine gewaltſame Abänderung der 
Verfaſſung bewirkt. Solche Handlung heißt in allen 
Geſetzbüchern der Welt „Hochverrath“, und den Hoch⸗ 
verräther beſtraft der § 61 des preußiſchen Strafgeſetz⸗ 
buches mit dem Tode. Indeß unterſcheidet der Hoch⸗ 
verrath ſich auf eine ſehr merkwürdige Weiſe von allen 
übrigen Verbrechen. Man kann ihn nämlich nur dann 
beſtrafen, wenn er nicht gelingt. e er dagegen 
irgend einem übermächtigen Manne, ſo geben die Schön⸗ 
färber bei allen Völkern ihm einen anderen Namen. 
Sie nennen ihn, nach dem Muſter der Franzoſen, einen 
bloßen Staatsſtreich. 

Ein Staatsſtreich iſt alſo nichts Anderes, als ein 

elungener Hochverrath. Und einen ſolchen Staats⸗ 
Streich verlangen etliche gewiſſenloſe Menſchen jetzt auch 
bei uns in Preußen. Sie verlangen ihn, indem ſie 
vergeſſen, daß eine preußiſche und preußiſch ge⸗ 
ſinnte Regierung niemals darauf Re kann und wird. 

Was wollen denn aber dieſe Staatsſtreichler eigentlich? 

Nun, die Einen wollen das Abgeordnetenhaus ganz 
und gar abſchaffen und in Preußen ein noch ſchlimmeres 
Willkürregiment einführen, als es jetzt in Frankreich 
beſteht. Doch von dieſen ganz tollen Menſchen brauchen 
wir weiter nicht zu reden. Die Andern wollen das 
Abgeordnetenhaus zwar beibehalten, aber wir ſollen 
nur ſolche Abgeordneten wählen dürfen, wie die Re⸗ 


r und nicht weniger 


‚dot era haben wollen.“) Dann, 
ſie, werden ihre goldenen Tage kommen; denn 
dann würden lauter Geſetze gemacht werden, wie ſie 
ſie wünſchen, und wir würden jo viel Abgaben be⸗ 
zahlen müſſen, als fie irgend verlangen. 

Natülich gehört dazu eine Abänderung des Wahl⸗ 
geſetzes. Eine Abänderung des Wahlgeſeßzes iſt aber 
111 eine Abänderung der Hera ng Das iſt 
nicht blos unſere Meinung, ſondern es iſt die Ueber⸗ 
geugumg aller rechtsverſtändigen Männer im 

ande. Es iſt eine Ueberzeugung, die u. A. ein ſehr 
eifriger Anhänger des gegenwärtigen Miniſteriums aus⸗ 
geſprochen hat, ein Rechtsgelehrter, der in einem ehr 
wichtigen Amte ſteht, nämlich der Oberſtaatsanwalt 
Adelung in Berlin. Herr Adelung nämlich hat am 
12. März 1864 in einer öffentlichen Sitzung des Staats⸗ 
gerichtshofes folgende Worte geſprochen: „Das Wahl⸗ 
debe iſt ein intregrirender“, d. h. ein untrenn⸗ 
arer und weſentlicher „Theil unſerer Ver— 
faſſung; wer dieſes Gefep angreift, der greift 
die Verfaſſung ſelbſt an.“ Doch bedurfte es fin 
uns dieſer Belehrung nicht; denn das, was der Ober⸗ 
ſtaatsanwalt ſagt, geht ſchon aus der gefunden Vernunft 
und aus den Worten der Verfaſſung ſelbſt hervor. 
Man darf nur die Artikel 69 bis 72, und dann die 
Artikel 102, 107 und 115 nachleſen. 

Indeß nicht jede Aenderung des Wahlgeſetzes iſt ein 
Staatsſtreich. Denn es kann dieſelbe nach den zuletzt 
angeführten drei Artikeln auch mit enen des Ab⸗ 
geordnetenhauſes, an auf ganz verfaſſungsmäßige Weiſe, 
vor fi) gehen. Aber die Staatsſtreichler wiſſen, daß 
die dn l die ſie wünſchen, niemals die Zuſtim⸗ 
mung von Abgeordneten haben wird, die nach dem jetzt 
geltenden Geſetze gewählt find. Darum verlangen fie 
eben eine Abänderung, zu welcher die Zuſtimmung des 
Abgeordnetenhauſes nicht eingeholt iſt, alſo eine Ab⸗ 
änderung durch den bloßen Machtſpruch der Regierung, 
das heißt, eine gewalt | ame Aenderung des Wahlgeſetzes. 
Und der berliner Oberſtaatsanwalt ſagt in ſeiner Rede 
ganz klar, daß derjenige, welcher „eine gewaltſame Aende⸗ 
rung des Wahlgeſetzes, und ſomit der Verfaſſung“ unter⸗ 
nimmt, ſich damit des „Hochverrathes“ ſchuldig macht, 
der nach § 61 des Strafgeſetzbuches „mit dem Tode 
beſtraft werden“ ſoll. 

Auch muß man wiſſen, daß die Gewalt, mit welcher 
ein Staatsſtreich durchgeführt wird, gerade nicht mit 
Spitzkugeln oder mit Aexten und Brechſtangen geübt zu 
werden braucht. Gewalt, ſagt Herr Adelung, braucht 
gar keine „unmittelbare Thatgewalt“ zu ſein, ſie wird 
ſchon geübt durch Erregung heftiger Furcht. Eben fo 
kann fie, nach den Beſtimmungen unſeres Strafgeſetz⸗ 
a und nach den Geſetzen des gefunden Menſchen⸗ 
verſtandes, auch geübt werden durch Mißbrauch derjenigen 
Macht, welche der Staat ſeinen Beamten verliehen 


) Wir haben hierbei einen Artikel der Oſtpreußiſchen Zeitung 
im Auge, welche vor einiger Zeit die a de ihrer 
1 u Beam auf eine Abänderung des Wahlgeſetzes aus 
plauderte. . 


; t dazu mißbraucht, um 
er a a  ingswidriges Wahlgeſetz 
aufzudrängen, der macht ſich des Hochverrathes 
ſchuldig. Aber wie ſchon geſagt, kein richtig denkender 
Menſch hat eine preußiſche Regierung in Verdacht, 
daß he auf die Wünſche der Staatsſtreichler hören werde. 
Es iſt nur ſchlimm, daß dieſe Leute ſich noch immer 
und überall als die wahren Freunde der gegenwärtigen 
Regierung und wohl gar als die wahren Patrioten 
gebehrden dürfen. 

Wir haben bisher dem Herrn Oberſtaatsanwalt überall 
Recht gegeben. Aber in Einem Punkte müſſen wir ihm 
doch, wenigſtens theilweiſe, widerſprechen. 

Der Herr Oberſtaatsanwalt hat nämlich die von uns 
angeführte Rede gegen den ſpäter verſtorbenen Laſſalle 
gehalten. Er glaubte, daß dieſer Mann im Stande 
wäre, mit Hülfe der berliner Arbeiter eine gewaltſame 
Abänderung des gegenwärtigen Wahlgeſetzes von der 
Regierung zu erzwingen. Er ſagte bei dieſer Gelegenheit 
(wir geben einen möglichſt wortgetreuen Auszug) zu 
den Richtern etwa Folgendes: „Gewiß, wenn Ihnen 
die friedlich feſtlichen Aufzüge der Arbeiter in 
den Straßen dieſer Stadt begegnet ſind, wird 
der Gedanke Sie mit Beſorgniß erfüllt haben: 
wenn dieſe Maſſen, die jetzt in friedlichem 
Zuge ſich . bewegen, entfeſſelt würden, 
wenn biefe Cyklopen der modernen Zeit im 
Beſitze von Waffen, und ſeien dies nur die 
Werkzeuge ihrer Arbeitsſtätten, ſich gegen die 
beſtehende Ordnung erheben! — Ueberfällt Sie 
da nicht ein Schauer der Beſorgniß? Gewiß, 
wenn dieſe ungeheuren Kräfte organiſirt ſind, ſo 
ſind ſie unwiderſtehliche Streitkräfte.“ 

Gewiß die organiſirten Maſſen unſerer Arbeiter 
würden eine geradezu unwiderſtehliche Streitkraft ſein. 
Aber die Regierung darf überzeugt fein, daß or gani⸗ 
ſirte Arbeitermaſſen ſich niemals, weder in Berlin, noch 
an irgend einem andern Orte, „gegen die beſtehende 
Ordnung“, daß ſie niemals gegen die Herrſchaft der 
Geſetze und der Verfaſſung ſich erheben werden. Sie 
werden niemals, wie die Staatsſtreichler es thun, auf 
eine „gewaltſame Aenderung des Wahlgeſetzes und ſo⸗ 
mit der Verfaſſung“ hinarbeiten. Im Gegentheil, ſie werden 
in ihrer Treue für das Vaterland ſtets für eine geſetzes⸗ 
und verfaſſungstreue Regierung und ſtets gegen die 
Staatsſtreichler auftreten. Denn diejenigen Arbeiter, 
welche verſtändig genug find, um ſich zu „organiſiren“, 
dog. Pei, zu dH Ueitkigge.. Vu debe. Th, it inn · 
ander feſt und ſicher vereinigen zu können, die haben 
auch die Einſicht, daß der Umſturz der beſtehenden, der 
auf . f und Verfaſſung beruhenden, Ordnung im 
Staate ihnen felbft und dem ganzen Volke nur zum 
Verderben gereichen kann. Nur die fanatifirten Anhänger 
der rothen Reaktion denken in ihrem gefährlichen Leicht⸗ 
117 nicht daran, daß dicht neben der Stelle, wo 

ie freventlich mit Feuer ſpielen, ein vollgefülltes 
Pulverfaß ſteht. 


Politiſche Wochenſchau. 


Preußen. Das wichtigſte Ereigniß der vergangenen 
Woche iſt die am 31. Dezember v. J. erfolgte Einberufung 
ter Kammern. Die Vertreter des Volkes werden ſich am 
14. Januar in Berlin verſammeln. Schwer iſt die Aufgabe, 
deren Löſung ſie verſuchen ſollen, und es giebt ſo manchen, 
der dieſelbe für unmöglich halten mag. Aber wir ſind über⸗ 
zeugt, daß die Männer, welchen das Volk das Vertrauen ge- 
ſchenkt hat, ſeine heiligſten Intereſſen zu wahren, ſich auch 
mit Ernſt und Eifer ihrer Aufgabe widmen werden, um auf 
dem Boden der Verfaſſung den Konflikt zu löſen, welcher 
ſeit drei Jahren ſchwer auf unſerem Vaterlande laſtet. Möge 
es ihnen gelingen, möge der Umſtand, daß die Einberufung 
der Kammern faſt in der letzten Stunde des Jahres ge 
ſchehen iſt, ein Zeichen fein, daß mit dem neuen Jahre end⸗ 
lich der verfaſſungsmäßige Zuſtand in der Verwaltung unſe⸗ 
res Staates wiederhergeſtellt wird. 

Die Hoffnungen, welche vielſeitig an den Friedensſchluß 
und die fi daran ſchließenden Freudentage geknüpft worden 
ſind, daß nämlich eine allgemeine Amneſtie 1 
werde, 1105 ſich nicht verwirklicht; es iſt zwar eine Am⸗ 
neftie erfolgt, aber fie ift nur zu Gunſten derjenigen erlaſſen 
worden, welche den Feldzug mitgemacht haben. 

„Die Verhandlungen, welche mit Frankreich wegen einiger 
Abänderungen des Handelsvertrages geführt worden ſind, 
haben zu einem befriedigenden Reſultate geführt, und es 
dest zu erwarten, daß mit dem 1. Juli d. & der ermäßigte 

arif, mit dem eine neue Aera für unſern Handel und un⸗ 
ſere Suduftrie beginnt, in's Leben treten wird. 


Die Verhandlungen mit Oeſtreich über einen Handelsver⸗ 
trag ſind im Gange, und wir hoffen, daß derſelbe, ohne daß 
Preußen auf Forderungen Oeſtreichs, die der freien Entwicke⸗ 
lung des Zollvereins hinderlich ſein können, eingeht, zu Ende 
geführt werden wird. Mit der Schweiz follen in kurzer Zeit 
gleichfalls die Unterhandlungen über den Abſchluß eines Han⸗ 
delsvertrages eröffnet werden, und man darf hoffen, daß auch mit 
Italien und mit Rußland über gleiche Verträge verhandelt wer⸗ 
den wird. Als erſte erfreuliche Folge der Annahme des Frei⸗ 
handelsſyſtems von Seiten des Zullvereind iſt die Neigung 
Bremens zu betrachten, in den Verein einzutreten; hoffen 
wir, daß Mecklenburg, Hamburg, Lübeck und die Elbherzog⸗ 
thümer ſich recht bald zu einem gleichen Schritt entſchließen, 
Rn ganz Deutſchland wenigſtens ein gemeinſames Band 
erhält. 

Als Kandidat für das durch die Mandatsniederlegung des 
Abgeordneten Gerſtein frei gewordene Mandat zur zweiten 

ammer wird in der Hagener Zeitung der Huͤttenbeſitzer 
Hermann Kamp empfohlen. In Breslau hat in einer 
Vorverſammlung der Wahlmänner der Ober » Bürgermeifter 
a. D. Ziegler, im Jahre 1848 Mitglied der preußiſchen 
Nationalverſammlung, die meiſten Stimmen erhalten. Wie 
wir hören, wird derselbe ein Mandat anneymen. In 
Berlin hat eine vorläufige Verſammlung der Wahlmänner 
des IV. Wahlbezirks ftattgefunden, um ſich über eine Erſatz⸗ 
wahl für den Abgeordneten Temme zu beſprechen. Es wur⸗ 
den die Herren Ober⸗Bürgermeiſter a. D. Ziegler, Stadt⸗ 
verordneter Dr. Straß mann und Aſſeſſor Lasker, be 
kannt durch viele treffliche ſtaatsrechtliche Abhandlungen in 
den „Deutſchen Jahrbüchern“, vorgeſchlagen. Eine vorläu⸗ 
fige Entſcheidung ſoll erſt getroffen werden, wenn die Kandi⸗ 
daten den Wahlmännern gegenüber ſich über ihre Auffaſſung 
Be einzelnen jetzt das Volk bewegenden Fragen ausgeſprochen 

aben. 
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Am g. Januar finder in Berlin vor dem 

gericht die Verhandlung zweiter Inſtanz gegen den Abgeord⸗ 

neten Dr. Jacoby und den Redateur Dr. Wackernagel 

wegen der von dem erſteren im vorigen Winter vor ſeinen 

Wählern gehaltenen Rede, die Maſeſtätsbeleidigungen und 

e gegen das Strafgeſetzbuch 1 haben 
a 


oll, 5 

Der Miniſter des Innern hat auf die Beſchwerde der 
Stadträthe Dr. Hirſch und v. Facius zu Königsberg, 
welche von der dortigen Regierung im Disziplinarwege mit 
einer Geidſtrafe von 10 Thirn. belegt waren, die Geldſtrafe 
niedergeſchlagen und einen Verweis für genügend erachtet. 
Die Beſchwerde des Stadtrath Weller iſt dagegen nicht für 
begründet n ee und gegen ihn die Geldſtrafe 
von 10 Thirn. beſtätigt worden. In Berlin iſt der zum 
Stadtrath gewählte Stadtwerordnete Halske (dem größeren 
Leſerktreis wohl bekannt als Miteigenthümer der durch die Aus⸗ 
führung vieler Telegraphenleitungen bekannten Firma Siemens 
und Halske) nicht beſtätigt worden; in Gutten tag hat 
die Regierung zu Oppeln dem zum Bürgermeiſter gewähl- 
ten Gaſthofsbeſitzer Kremper die Beſtätigung verſagt. 

Eine von dem oſtpreußiſchen Tribunal in Königsberg 
vor einigen Wochen getroffene Entſcheidung in einem Ehe⸗ 
ſcheidungsprozeß dürfte, da ſie die bürgerlichen Verhältniſſe 
der Mitglieder der freien Gemeinde tief berührt, für viele 
unſerer Leſer von großem Intereſſe ſein, und kheilen wir 
daher kurz den Sachverhalt mit. Im Jahre 1851 heirathete 
ein jüdiſcher Kaufmann eine christliche Dame, nachdem beide 
Theile ihren Austritt aus ihrer bisherigen reſpektiven Reli⸗ 
gionsgemeinſchaft erklärt hatten, und ihre Ehe wurde regel« 
recht in das Zivilſtandsregiſter eingetragen. Darauf klagte 
der Mann im Jahre 1863 auf Trennung dieſer Ehe wegen 
böslicher e und trotz des Antrags der Staatsan- 
waltſchaft auf Nichtigkeitserklärung wurde dieſelbe vom Pro- 
zeßrichter als beſtehend angeſehen und auf Trennung erkannt. 
Die Staatsanwaltſchaft appellirte, und nun erklärt das oſt⸗ 
preußiſche Tribunal das Verfahren der erſten Inſtanz für 
völlig unrichtig und das Verlangen der Anklagebehörde für 
durchaus gerechtfertigt — wenn nicht inzwiſchen a Urtheil 
ſchon rechtskräftig geworden und jetzt die Nichtigkeitserklärung 
unſtatthaft und unnütz wäre. Ohne dieſen formellen Grund 
rechtfertigt das Tribunal ſeine Entſcheidung dadurch, daß es 
ausführt: ein Jude bleibe trotz feiner Auskrittserklärung aus 
ſeiner Gemeinde immer noch Jude, ſobald er ſich nicht einer 
der chriſtlichen Konfeſſionen anſchließt, während ein Chriſt, 
reſpektive eine Chriſtin durch den Austritt aus der Landes⸗ 
9 nicht aufhöre, Chriſt oder Chriſtin zu ſein, mithin 
habe das geſetzliche Verbot der Ehe unter den bei⸗ 
den in Rede ſtehenden Perſonen fortbeſtanden. 
Die Verordnung vom 30. März 1847 — ſetzt das Ober⸗ 
gericht hinzu — ſpreche nur vom Austritt aus der Kirche, 
aber nicht aus der — Synagoge. — Gewiß eine merkwür⸗ 
dige Entſcheidung! 

Schleswig⸗Holſtein. Das neue Jahr findet die Elbher⸗ 
zogthümer zwar frei vom däniſchen a aber die Frage, 
wer der Herrſcher des jetzt für Deutſchland gewonnenen Lan⸗ 
des ſein ſoll, iſt noch immer ungelöſt. Und während am 
Neujahrstage 1864 nur ein Bewerber, der Herzog Fried⸗ 
rich, vorhanden war, beſchien die Neujahrsſonne 1865 neun 
Bewerber, welche theils auf das ganze Land, theils auf ein⸗ 

eine Stücke e late Anſpruch machen. Bis alle dieſe An⸗ 
ſpräche geprüft find, wird eine geraume Zeit vergehen, und 
es frägt ſich, ob einer der jetzigen Bewerber das Ende dieſer 
Prüfung erleben wird, da man bekanntlich in Deutſchland ſolche 
Se ch gründlich zu behandeln pflegt. Inzwiſchen erhält ſich 
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die Meinung, daß Preußen mit der Abſicht 0 ſich das 

Jümae Land zu annektiren, fortwährend, und befonters in 

ien ſcheint man eine faſt krankhafte Furcht vor einem ſol⸗ 
chen Schritt zu haben. Im Lande ſelbſt iſt man gern bereit, 
Preußen jeden Vortheil einzuräumen, welchen dieſer Staat 
braucht, um ſeine Aufgabe, die Vormacht Deutſchlands zu 
ſein, zu erfüllen, aber trotz dem denkt man nicht daran, ſich 
für einen andern Fürſten auszusprechen als für den, den die 
Volksſtimme wiederholt als den rechtmäßigen Erben des Lan; 
des bezeichnet hat. 

Mecklenburg. Die Auswanderung nimmt in dieſem 
Lande fortwährend zu, ſo daß jetzt die 1 0 auf Mittel 
ſinnt, derſelben zu ſtetern, Sie verſucht es dadurch, daß fie 
die Zahl der Auswanderungsagenten vermindert, aber wie 
ſich vorausſehen läßt, ohne Erfolg. Die ländlichen Arbeiter 
in Mecklenburg werden aufhören, jenſeit des Ozeans eine 
neue Heimath zu ſuchen, ſobald ſie ſicher ſind, daß ſie im 
eigenen Lande von ihren Arbeitgebern keine Prügel mehr be⸗ 
kommen. 

Kurheſſen. Es iſt nichts Neues aus dieſem Staat zu 
melden. Die Berliner Kreuzzeitung erklärt die Gerüchte, als 
ob die preußiſche Regierung ſich in Unterhandlungen wegen 
Aenderung der Zuſtände in Kurheſſen eingelaſſen habe, für 
gänzlich unbegründet. 

Naſſau. Die Wiesbadener Polizei - Direktion hat einige 
auswärtige Zeitungen, welche die Zuſtände in Naſſau 
in einer der dortigen Regierung nicht angenehmen Weiſe 
dargeſtellt haben, verwarnt. Die Svielbank in Wies⸗ 
baden hat neuerdings wiederum ein Ovfer gefordert. Wir 
haben nicht gehört, daß die Polizei-Direktion oder die Regie⸗ 
rung zu Wiesbaden die Bankhalter oder die Croupiers des⸗ 
halb verwarnt hätten. 

Württemberg. Der Wiedereröffnung der württembergiſchen 
Kammer iſt zur großen Freude aller liberal Geſinnten ae 
die Außerkraftſetzung der bis jetzt gültigen Bundespreßgeſetz⸗ 
gebung vorausgegangen. Die Kammer hat die von der Regierung 
vorgeſchlagene Erhöhung des Gehaltes der Schullehrer an⸗ 
genommen, jedoch den von der Regierung auf 350 Fl. (200 
fete) . Mindefigehalt auf 400 Fl. (228 ½ Thlr.) 
eſtgeſetzt. . . 

Bayern. Die Fortſchrittspartei hat ſich am Schluß des 
vorigen Jahres dahin geeinigt, ein Wochenblatt herauszu⸗ 
geben, durch welches ſie das Volk über ihre Beſtrebungen 
aufklären will. 1 

Oeſterreich. Das neue Jahr hat für den Kaiſerſtaat ber 

onnen, wie das alte aufgehört hat, nämlich mit drückender 
Finanznoth. Das Defizit, welches die Regierung bei Vor⸗ 
lage des Budgets angegeben hat, betrug 30 Millionen Gulden 
(20 Millionen Thaler), die Kommiſſion des Reichsraths, 
welcher die Vorlage zur Prüfung übergeben wurde, ſah ſich 
die Sache etwas genauer an, prüfte alle einzelnen Zahlen 
und fand ein Defizit in Höhe von ungefähr 77 Millionen 
Gulden (etwa 51—52 Millionen Thaler). So ſieht es jetzt 
auf dem Papier aus, man glaubt aber, daß ſich ſchließlich am 
Ende des Jahres zeigen wird, daß die Ausgaben die Ein⸗ 
nahmen um etwa 100 Millionen überſteigen. Alle einſichti⸗ 
gen Leute ſehen nur noch einen Weg, um den Kaiſerſtaat 
zu retten, nämlich gänzliche Aenderung des jetzt herrſchenden 
Syſtems. Dazu würde vor allem nothwendig fein, daß die 
Regierung ein gutes Einvernehmen mit dem Königreich 
Italien aubahnt, wodurch große Erſparniſſe möglich 
werden, und daß die Feſſeln gebrochen werden, die 
durch das Konkordat der Volksbildung auferlegt 
find. Letzteres, nämlich der durch die Aufhebung des Kon. 
kordats bedingte Bruch mit Rom würde der Regierung auch 


Hierzu eine Beilage. 
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die Möglichkeit geben, durch Einziehung der Kloſtergüter die 
Euer 5 Staates weſentlich zu verbeſſern, und gleich⸗ 
eitig große, bis jetzt faſt todt liegende Schätze dem öffentlichen 
eben e : b 1 
Frankreich. Die Neujahrsrede des Kaiſers war ſehr 
teblic) 1 8 erwartet man eigentliche Aufklärungen über 
ie nächſten läne des Kaiſers erſt in der Rede zu finden, 
mit welcher Anfang an Monats der geſetzgebende Körper 
eröffnet werden wird. Beſonders geſpannt ift man auf die 
Haltung der Regierung dem Papſte gegenüber, da das ent⸗ 
ſchiedene Auftreten der franzöſiſchen Blätter gegen die neueſte 
Kundgebung des päpftlihen Stuhles auf eine große Span- 
nung zwiſchen beiden Regierungen deutet. 

Htallen. Die Regierung des jungen Königreiches thut 
alles mögliche, um die Finanzlage, weiche bei der Neugeſtal⸗ 
tung des Staates ſehr in Verwirrung gerathen ift, zu ver⸗ 
beſſern. Die Verminderung des Heeres wird unausgeſetzt 
fortgeſetzt, und berechnet man die ale welche dadurch 
gemacht werden jährlich auf etwa 100 Millionen Franken 
etwa 26—27 Millionen Thaler). Die Verlegung der Re⸗ 
dene des Königs von Italien nach Florenz ſoll noch 
im Laufe dieſes Jahres erfolgen. , j 

In Rom hat die päpftliche . einen Schritt gethan, 
welcher vielleicht in der Mitte des funfzehnten Jahrhunderts 
zeitgemäß geweſen wäre, der jedoch heut nicht nur wirkungslos 
verläuft, ſondern ſogar ſonſt ergebene Anhänger des Papſtes 

tzig gemacht und zum Nachdenken gebracht hat. Der Papft 

at nämlich ein Rundſchrriben an die katholiſchen Biſchöfe 
erlaſſen, in welchem er die Mehrzahl der Lehren, welche die 
Wiſſenſchaft und die Entwickelungsgeſchichte der Völker im 
Laufe der Jahrhunderte feſtgeſtellt hat, als Ketzereien und 
Irrlehren verdammt, ſobald ſie im geringſten gegen die 
Satzungen der katholiſchen Kirche verſtoßen. 

Rußland. Die Finanzen des Reiches ſind in einer ſehr 
bedrängten Lage. Die neue Lotterie - Anleihe von hundert 
Millionen Rubel iſt zwar gedeckt, aber ſtatt daß die Zeich⸗ 
nungen, wie man hofte mehr als das dreifache der geforder⸗ 
ten Summe betragen haben, ſind nur hundertundfunfzehn 
Millionen gezeichnet worden. Wir würden, abgeſehen von 
allem anderen, dieſes Reſultat als ein höchſt erfreuliches be⸗ 

rüßen, wenn wir es als Beweis betrachten dürfen, daß man 
f. im Volke von dem Nachtheiligen und dem Unwirthſchaft⸗ 
lichen ſolcher Lotterie⸗Anleihen überzeugt hat. 

Amerika. In Nordamerika werden die Südſtaatler aus 
einer feſten Stellung nach der andern gedrängt. Alle Berichte 
ſtimmen darin überein, daß der Widerſand der Sklavenhalter 
nur noch ein u pie deen de iſt. Hoffentlich bringen 
uns die nächſten Poſten ſchon die Nachrichten von dem völ⸗ 
ligen Sieg des Nordens, der für die Freiheit und die Eman⸗ 
zipation der Sklaven kämpft. 


Ein Grund zu Nichtbeſtätigungen. 

Faſt täglich können wir in den Zeitungen leſen, daß 
dieſem oder jenem zum Bürgermeister, Stadtrath oder ſtäd⸗ 
tiſchen Lehrer Gewählten die Beſtätigung von der Königlichen 
Regierung verſagt worden ſei. Der Munter des Innern 
hat ſich über die in dieſer Hinſicht leitenden Grundjäße in 
offenſter Weiſe ausgeſprochen, als ſich die Stadtbehörden 
von Breslau über die Nichtbeſtätigung des zum unbeſoldeten 
Stadtrath gewählten Abgeordneten Laßwitz beſchwerten. Er 


+ + 


erklärte denſelben ausdrücklich: daß Einſicht in die ſtädtiſchen 
Verhältniſſe, ein ehrenhafter Charakter, allgemeine Achtung 
bei der Bürgerſchaft noch keineswegs genügten, um die Regie⸗ 
rung zur Beſtätigung der zu Gemeindeämtern Gewählten zu 
bewegen. Dazu gehöre noch außerdem, daß dieſelben nicht 
Mitglieder der Oppoſition ſeien. „ . 
Dieſe Erklärung des Miniſters erinnert uns an einen 
Vorfall aus dem Jahre 1856. 5 3 
Damals wurde, wie heute, Preußen von einem Ministerium 
regi elchem die Mehrheit des Volkes in Oppoſition 
regiert, zu welchem 0 len hatt 
ſtand. Das Miniſterium Manteuffel⸗Raumer⸗Weſtohalen hatte 
denſelben Grundſatz, welchen der gegenwärtige Miniſter des 

Innern gegenüber den ſtädtiſchen Behörden Breslaus aus⸗ 
geſprochen hat, und wurden deshalb damals, wie heute, die 
ſtädtiſchen Behörden dadurch oft in Verlegenheit geſetzt, daß fie 
vorher wußten, die Männer ihres Vertrauens würden nie⸗ 
mals beſtätigt werden, andere zu wählen erlaubte ihnen aber 
ihr Gewiſſen nicht. . N 

.. In dieſer üblen Lage befand fi) damals auch eine mär⸗ 
kiſche Mittelſtadt. Sie hatte für ihre Realſchule einen 
Direktor zu wählen. An tüchtigen Bewerbern fehlte es keines. 
wegs; aber mit ihrer politiſchen Geſinnung war es ein böſes 
Ding. Zu den begeiſterten Verehrern des damaligen Mini⸗ 
ſteriums gehörte kein Einziger! Zwar gab es auch Bewerber 
von dieſer Qualität; indeß fland es übel mit ihrer Befähi ⸗ 
gung für das Amt. Vielleicht erklärt uns einmal die Pro⸗ 
. gelegentlich, woher es überhaupt kommt, 
daß die befähigten Männer alle zur liberalen Partei ehören? 
Sollten nicht am Ende doch die Grundſätze Faellen 
dem Geiſte unſres Volkes mehr entſprechen, als die Anſichten 
der Reaktionäre, und dies die Urſache jener Erſcheinung fein? 

Nach langen Berathungen entſchieden ſich die ſtädtiſchen 
Behörden doch für die Wahl des tüchtigſten und zugleich 
liberalſten der Bewerber. Anfänglich ſchien es, als ob ihre 

Tapferkeit belohnt werden ſolle. Sie erfuhren durch den 
Gewählten, daß er aus dem Miniſterium erfahren, ſeine Be⸗ 
ſtätigung ſei beſchloſſen. Sie waren deshalb nicht wenig 
erſtaunt, als nach einiger Zeit ihnen ein Miniſterialſchreiben 
uging, in welchem die Beſtätigung des Gewählten ohne 

Ingabe von Gründen verſagt wurde. 

Ihre Enttäuſchung war natürlich groß, noch größer aber 
die jenes Schulmannes, der ſchon voller Hoffnung geweſen 
war, endlich einen feinen Kenntniſſen angemeſſenen Wirkungs⸗ 
kreis zu erlangen. Er eilte zu ſeinem Bekannten auf das 
Unterrichtsmintlterium und machte ihm lebhafte Vorwürfe, 
daß er ihm dieſe vergebliche Hoffnung gemacht habe. Dieſer 
bedauerte ihn ſehr und verſicherte ihn, daß ſeine Beſtätigung. 
allerdings feſt beſchloſſen geweſen wäre, da habe de 
Miniſter von Raumer unglücklicher Weiſe kurs 
vor der Unterzeichnung der Beſtätigungsurkund 
ein Beiblatt der National⸗Zeitung in die Hand 
bekommen. In dieſem habe er eine Anzeige jenes 
Lehrers gefunden, in welchem er ſeinen Freunden 
und Bekannten die erfolgte a Entbindung 
ſeiner Frau von einem geſunden Knaben anzeigte. 
Nachdem der Miniſter dieſe Anzeige geleſen, habe er er⸗ 
klärt: „von der Beſtätigung könne gar nicht die Rede 
fein. Einen Mann, der die frohen Ereigniſſe feiner 
Familie in der Nationalzeitung anzeige, könne er nie⸗ 
mals beſtätigen.“ 


Druck und Verlag von Franz Duncker in Berlin. — Verantwortlicher Redakteur und Herausgeber: Dr. G. Lewinſtein in Berlin. 


Mit dem 1. Januar 1865 beginnt ein neues Abon⸗ 
nement auf die in Berlin im Verlage von Franz Duncker 
erſcheinende 


Beobachtung der beſchworenen Verfaſſung. Sie hat dae 
Ziel des Staates in dem Wohle der Bürger deſſelben ge⸗ 
funden, aber fie ſucht die Erreichung die ſes Zieles nicht 
durch den Einfluß von oben her herbeizuführen, ſondern fie 
will das Volk fähig machen, ſelbſt an der dauernden Befeſti⸗ 
ung ſeines Rechte und feines Wohlergehens zu arbeiten. 
In dieſem Sinne beſpricht dag Blatt die politiſchen und die 
ſozialen Fragen, in beiden hält fie an dem Grundſatz feſt: 
Hilf dir ſelbſt!“ und die große Verbreitung, welche die 
Zeitung gefunden, liefert den beſten Beweis, daß ſie damit 
die a Meinung des Volkes ausdrückt. So hat die 
Volks- Zeitung gekämpft und in gleicher Weile wird fie den 
Kampf fortfegen für das Recht und das Wohl des preu⸗ 
ßiſchen, die Einheit und Freiheit des deutſchen Volkes. 

Ankündigungen aller Art finden durch die Volks⸗ 
Zeitung die weitefte Verbreitung und ſei fie auch dazu an⸗ 
gelegentlich empfohlen. 


EEE 
BEE Bergiice Volfs- Zeitung 
Centralanzeiger für das induſtriereiche bergiſche Land. 
Motto: Wahrheit, Recht, Geſetz. 
Redakleur: Hermann Langmann. 

Die geitung erſcheint in Wermelskirchen, im Mittelpunkt 
des bergiſchen bandes, wöchentlich dreimal in großem Format 
und ſchönſter Ausſtattung zu dem Preiſe von 1814 Sgr. viertel⸗ 
jährlich und bringt außer volkstbuͤmlichen Leitartikeln, ge 

rängter, aber klarer Ueberſicht der Tagesbegebenheiten, einem 
ausgewählten Feuilleton, namentlich auch alles auf das bergiſche 
Land Bezug habende Neue und Intereſſante. — Durch ihre 
Friſche der Darſtellung und ihre nd t eh e erwirbt 
ſich die Zeitung immer mehr Freunde und eignet ſich dieſelbe, da 
ſie in allen Orten des bergiſchen Landes, in den Städten, wie 
auf dem Lande, allgemein geleſen wird, vorzugsweiſe zu An⸗ 
zeigen aller Art, die in dem genannten großen Diſtrikte Ver⸗ 
reitung finden ſollen. Die Garmondzeile wird zu nur 1 Sgr. 
berechnet. Bel größeren Aufträgen wird Rabatt bewilligt. 

Zu recht zahlreichen, frühzeitigen Neubeſtellungen auf die 
„Bergiſche Vofks⸗Zeitung“ und zu gefälliger Benutzung derſelben 
u Inſeraten ladet ergebenſt ein 
Die Haupt⸗Expedition der „Bergiſchen Volks⸗Zeitnug“ 

in Wermelskirchen. 


| 
| 
| Einladung zum Abonnement 


auf die 5 
Wittener Zeitung. 
Märkiſche Plätter. 


In Berückſichtigung des überraſchenden Emporblühens, der 
ſteten Zunahme des Handels und gewerblichen Verkehrs unſerer 
Stadt wird unſer Blatt von jetzt an unter obigem verändertem 
Titel und in vergrößertem Formate erſcheinen. — In der 
politiſchen 1 wird keine Aenderung eintreten, ſondern die⸗ 
felbe wird, wie bisher, in ruhiger und beſonnener Weiſe auf den 


5 Aicendüng der Verfaſſün Sſnne und f 
Geiſte deſſelben gerichtet fein, ſowie es die Iberate und intelligente 


Durch die immer zunehmende Abonnentenzahl und durch die 
Lage Wittens, als dem Zentralpunkt induſtriereicher Städte, finden 
Jnſertionen den awedentfprechendften Erfolg. 

Die Wittener Zeitung“ koſtet vierteljährlich 15 Sgr. 
und wolle man etwaige Beſtellungen bei der nächſten Poſtanſtalt 


baldgefl. machen. 
Witten a. d. Ruhr. Die Redaktion: Joſ. Zillekens. 
Der 


Bürger⸗ und Bauernfreund 


beginnt mit dem erſten Januar 1865 ſeinen ſechſten Jahrgang. 
Er wird wie früher in Gumbinnen bei Fr. Kransensch & 
Sohn unter Redaktion von John Reitenbach⸗Plicken erſchei⸗ 
nen — ½ Bogen ſtark, faſt immer mit Beilage — und koſtet 
für das ganze Vierteljabr vier Silbergroſchen ſechs 
Pfennige, wofür alle preußiſchen Poft-Anftalten Beſtellungen 
darauf annehmen. Jeden Donnerſtag wird er zur Poſt gegeben, 
kann alſo am Sonnabend in Händen des entfernteſten unen⸗ 
ten, ſelbſt auf dem Lande, ſein. j 

Wie im letzten Vierteljahr wird jede Nummer ein Wild 
bringen, und bleibt es die Aufgabe des Blattes, demokra tifche 
Anſichten in volksthümlichſter Sprache zur Geltung zu 
bringen, als Pionier größeren freiſinnigen Blättern den Boden 
im Volke zu bereiten. 

Wir Herausgeber ſind keine Geſchäftsleute, wir haben daher 
bei Herausgabe des Blattes nur allein den Zweck, das Volk poli- 
tiſch zu belehren, und find zu jedem ferneren Opfer bereit, dürfen 
alio wohl mit Vertrauen das Volk anrufen, unfer Unternehmen 
10 Verbreitung des Blattes zu einem wahrhaft nützlichen zu 
machen. 

Um die Größe der Auflage beſtimmen zu können, wird gebeten, 
die n e 15 en 8 bieten auf ugeben, 
auch aus dem nde, me ten. Date en. erjten 

5 icht! 1 madgelleſerk — kun N fe 


Nummern oft nicht mel 
Inſerate finden die weiteſte Verbreitung in ganz Deutſchland 
aum mit 3 Sgr. be⸗ 


und wird die geſpaltene Zeile oder deren 
rechnet. 
Die Herausgeber: 
Büttler-Marienhöhe. Th. Kaswurm- Puspern. 
J. Reit nbach'- Plicken- 


Abonnements⸗Einladung. 


Beim Ablaufe des Quartals erlauben wir uns zum Abonne- 
ment auf das in Inowraclaw Montags und Donnerſtags ers 
ſcheinende 


„Kujawiſche Wochenblatt“ 


(dritter Jahrgang) 
für das folgende Quartal ergebenft einzuladen. 

Durch erläuternde Artikel bei wichtigen Tagesfragen, durch 
überſichtliche Zuſammenſtellung der politichen Nachrichten, der leka⸗ 
len und provinziellen Angelegenheiten, und durch ein unterhaltendez 
Feuilleton, hoffen wir den Anſprüchen der geehrten Leſer nach 
jeder Richtung hin gerecht zu werden. — iöhtige Ereigniſſe 
werden wie bisher durch Extrablätter mitgetheilt. — Die polltiſche 
Tendenz iſt bekannt und bleibt unverändert. 

Alle Königlichen Poftanftalten nehmen zum vierteljährlichen 
Abonnementepreiſe von 12 e 9 Pf. Beſtellungen an. (Erſter 
Nachtrag zum Zeitungs. Preis⸗Courant pro 1864.) — Inſerate 
finden durch das „Kujawiſche Wochenblatt“ die vortheil⸗ 
hafteſte Verbreitung in hieſiger Stadt wie in ganz Kujawien, und 
werden mit 1Y4 Sgr. für die dreigeſpaltene Korpuszeile berechnet. 
Wiederholungen größerer Inſerate entſprechenden Rabatt. — Ueber · 
ſetzungen in polniſcher Sprache gratis. 

Inowraclaw, im Dezember 1864. 

Die Derlagspandiung. 


Hermann En 


